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Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für 
Eltern mit Kindern unter 3 Jahren ist in Deutsch-
land nach wie vor deutlich von einer traditio-
nellen Arbeitsteilung geprägt, nach der primär 
die Mutter für Haushalt und Erziehung und der 
Vater für die Erwerbstätigkeit zuständig ist. 
Die Wissenschaft diskutierte über Jahrzehnte 
vornehmlich das Für und Wider der Erwerbs-
tätigkeit beider Eltern mit Blick auf die Ent-
wicklung des jungen Kindes und zögerte mit 
ihren Empfehlungen für eine andere Form der 
Arbeitsteilung. Die Politik beschränkte sich 
wesentlich auf Geldleistungen, die die tradi-
tionelle Arbeitsteilung in der Familie eher ver-
festigten. Und lange Zeit entsprach diese Auf-
gabenteilung auch den Vorstellungen vieler 
junger Eltern. Erst in den letzten Jahren ist 
ein – auch wissenschaftlich breit begründeter 
und politisch parteienübergreifend gewollter – 
Wandel hin zu einer mehr partnerschaftlichen 
Teilhabe an Beruf und Familie zu beobachten. 
Bei Familien mit Kleinkindern hat dieses Ziel 
allerdings noch einen weiten Weg vor sich, 
wie ausgewählte Sozialstrukturen in Baden-
Württemberg zeigen.
Eine (zu) lange Geschichte
Langfristig zurückblickend erweist sich der Fort-
schritt in kaum einem anderen Gesellschafts-
bereich als so langsam wie der bei der Gleich-
stellung von Frau und Mann bei der Verein-
barkeit von Familie und Beruf. Und in keiner 
Lebens- und Familienphase zeigt sich das Be-
harrungsvermögen veränderungsresistenter 
Sichtweisen in Wissenschaft, Politik und selbst 
in den Familien so deutlich wie bei Familien mit 
Kleinkindern, also mit Kindern unter 3 Jahren. 
In der jungen Bundesrepublik Deutschland der 
50er- und 60er-Jahre standen in der öffentlichen 
Diskussion die Berufstätigkeit der Mutter und 
mögliche Sozialisationswirkungen auf das Kind 
im Vordergrund und erst in zweiter Reihe, als 
intervenierende Variable, die partnerschaft-
lichen Rollenauffassungen der Eltern. Die Ge-
rontologin und frühere Bundesministerin für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ursu la Lehr fasste in einem Gutachten im Juli 
1970 diese „heftige und zum Teil leidenschaft-
liche Diskussion“ unter anderem so zusammen: 
Die „negativen Folgen, die man der Erwerbs-
tätigkeit der Mütter in der BRD noch zuschreibt“, 
beruhen „auf Vorurteilen oder Unkenntnis 
ausländischer Forschungsergebnisse“. „Bei 
positiver Einstellung des Ehemannes zur Be-
rufstätigkeit seiner Frau, die meist mit seinem 
stärkeren Engagement an Haushalts- und Fami-
lienproblemen und einer stärker partnerschaft-
lichen Rollenauffassung einhergeht, konnten 
negative Auswirkungen auf die Kinder nicht 
festgestellt werden; im Unterschied zu Kindern 
jener berufstätigen Mütter, die gegen den Wil-
len ihres Mannes arbeiten und deren Interak-
tionsform mit dem Ehepartner in stärkerem 
Maße vom traditionell-patriarchalischen Modell 
bestimmt ist“.1
Doch trotz dieser differenzierten Bestandsauf-
nahme änderte sich in den folgenden Jahrzehn-
ten wenig. In den 70er-Jahren ist die traditio-
nale Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau 
in vielen Familien stabil, auch deshalb „weil 
ihr bei einer nicht geringen Gruppe von Frauen 
ein verinnerlichtes Bild der im Haushalt der 
Familie aufgehenden 'Frau und Mutter' ent-
spricht“.2 Allerdings bemerkte 1980 der Wissen -
schaftliche Beirat für Familienfragen, angesie-
delt beim Bundesfamilienministerium, einen 
Wandel: Die jüngeren Frauen übten häufi ger 
nach der Heirat ihren Beruf weiterhin aus, und 
immer mehr Mütter waren auch aus anderen 
als ökonomischen Motiven erwerbstätig. 
Berufstätige Mütter blieben jedoch weiterhin 
hauptverantwortlich für Haushalt und Kinder. 
Zur Doppelbelastung der Mütter stellte der Bei-
rat fest: „Die Arbeitszeiten berufstätiger Eltern 
sind oft mit dem kindlichen Zeitrhythmus, aber 
auch mit den starren Öffnungszeiten von be-
treuenden Einrichtungen nur schwer in Über-
einstimmung zu bringen“.3 Für Eltern mit Kin-
dern unter 3 Jahren galt zudem, dass Kinder-
krippen sehr selten waren, sich auf Großstädte 
konzentrierten und einen schlechten Ruf in der 
westdeutschen Öffentlichkeit hatten. Der Wis-
senschaftliche Beirat erkannte zwar den Wunsch 
beider Eltern an, einen Beruf auszuüben, und 
forderte auch den Ausbau der außerhäuslichen 
Kinderbetreuung. Aber er diskutierte die Er-
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werbstätigkeit der Mutter, weniger des Vaters, 
weiterhin primär vor dem Hintergrund der So-
zialisationserfordernisse von Kindern während 
der ersten Lebensjahre. 
Eine Entlastung der Eltern sollte durch Erzie-
hungsgeld und Erziehungszeit sowie durch 
Einrichtung von Teilzeitarbeitsplätzen erreicht 
werden. Erst an dritter Stelle empfahl der Bei-
rat den Ausbau der familienergänzenden Kin-
derbetreuung. Die Politik in Westdeutschland 
griff die Empfehlungen weitgehend auf, mit 
einer Ausnahme: Eine nennenswerte Förderung 
der außerfamilialen Kleinkindbetreuung stand 
nicht auf der politischen Agenda. 
Der Soziologe Ulrich Beck skizzierte in seiner 
Analyse Mitte der 80er-Jahre eine „halbierte 
Moderne“, in der sich die Gleichstellung von 
Frauen und Männern in weiten Teilen der Ge-
sellschaft durchgesetzt, aber vor der Familie 
Halt gemacht habe.4 Die Entscheidung für Kin-
der und Mutterschaft bedeute für die überwie-
gende Mehrheit der Frauen in Westdeutschland 
gleich zeitig den Verzicht auf Erwerbsarbeit, 
Karriere und ökonomische Eigenständigkeit 
und das Angewiesensein auf die ökonomische 
Sicherung durch den Mann, die aufgrund 
zunehmen der Scheidungsbereitschaft und der 
Krise des Arbeitsmarktes keine mehr sei. Der 
Politik mit ihrer Konzentration auf Geld- statt 
Dienstleis tungen unterstellte Beck eine ge-
wollte Förderung der traditionellen Rollen- 
und Familienstrukturen.
Mehr als 20 Jahre nach dieser Analyse und 
4 Jahrzehnte nach dem Gutachten von Ursula 
Lehr beobachtet das Gutachten zum Ersten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 
2010 bei der Mehrheit der jungen Familien 
beim Übergang von der Partnerschaft zur El-
ternschaft eine „Retraditionalisierung der Ge-
schlechterarrangements“.5 Berufstätige 
Frauen reduzieren ihre Erwerbstätigkeit zum 
Teil erheblich, Väter ziehen sich aus den häus-
lichen Aufgaben noch weiter zurück als vorher 
und investieren vermehrt in ihre berufl iche 
Entwicklung. „Damit werden arbeitsteilige 
Zeitverwendungsmuster zwischen Erwerbsar-
beit bei beiden Geschlechtern eingeübt, die 
sich oftmals im weiteren Lebens verlauf verste-
tigen und zu Nachteilen für die berufl iche Ent-
wicklung von Müttern und ihre Alterssiche-
rung führen“. 
Junge Eltern, die beide erwerbstätig sind trotz 
zahlreicher noch unzureichend beseitigter Bar-
rieren, sind enormen zeitlichen Belastungen 
ausgesetzt. Sowohl die Retraditionalisierung 
als auch die Belastungen infolge der Erwerbs-
arbeit beider Eltern mit Kleinkindern haben den 
Effekt, dass „fast die Hälfte der Paarbeziehun-
gen (…) 5 Jahre nach Geburt eines Kindes auf 
dem Tiefpunkt ihrer Partnerschaftsqualität an-
gelangt“ sei. Gleichzeitig ist jedoch zum ersten 
Mal seit mehr als einem halben Jahrhundert 
in Deutschland ein erkennbarer Durchbruch 
bei der Gleichstellung junger Eltern während 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu be-
obachten. Er geht einher mit dem neuen Kon-
zept einer sogenannten nachhaltigen Famili-
enpolitik. 
Aspekte einer nachhaltigen Familienpolitik
Als einen Startschuss für eine andere Familien-
politik kann das wissenschaftliche Gutachten 
des 7. Familienberichtes von 2005 angesehen 
werden.6 Es plädiert für eine Balance von 
priva ter Fürsorge und Erwerbstätigkeit im Le-
benslauf, die Müttern und Vätern ermöglicht, 
gleichermaßen in beiden Bereichen tätig zu 
sein. Wer berufstätig ist, soll nicht auf die für 
ihn existenziell wichtigen Primärbeziehungen 
verzichten müssen. Wer sich verstärkt der Für-
sorge von Kindern zuwendet, soll nicht seine 
berufl iche Integration und Perspektive gefähr-
den. 
Als ein familienpolitisches Instrument wurde 
2007 das Elterngeld eingeführt. Es wird grund-
sätzlich nur für 1 Jahr nach Geburt des Kindes 
gewährt und nur um 2 Monate verlängert, wenn 
der andere Partner die Erziehung des Kindes 
in dieser Zeit überwiegend übernimmt. Damit 
zielt das Elterngeld auf drei Aspekte ab: 
  Förderung der partnerschaftliche Wahrneh-
mung der Betreuung des Kindes, 
  Stärkung der Erwerbsbeteiligung beider 
Eltern und 
  Sicherung des fi nanziellen Lebensunter-
halts der jungen Familie. 
T1 Familien mit Kleinkindern in Baden-Württemberg 2010
Familien
Mindestens ein Kind im Alter von ... bis unter … Jahren
unter 1 1 – 2 2 – 3 0 – 31)
Anzahl in 1 000
Paare 75,0 77,6 76,3 217,1
Alleinerziehende (9,8) (8,6) (7,0) 24,5
1) Aufgrund von Mehrfachzählungen ist die Anzahl der Familien mit Kindern unter 3 Jahren 
größer als die Summe der Familien mit mindestens einem Kind unter 1, 2 und 3 Jahren. Zum 
Beispiel wird eine Familie mit einem 1- und 3-jährigen Kind zwei Mal in dieser Tabelle gezählt.
Ergebnisse des Mikrozensus – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
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Gleichzeitig fördert die Politik fi nanziell und 
rechtlich den Ausbau der Tagesbetreuung für 
Kinder unter 3 Jahren. Ab 1. August 2013 be-
steht für Kinder ab Vollendung des 1. Lebens-
jahres ein Rechtsanspruch auf einen Betreu-
ungsplatz. Um diesen Anspruch auch zu erfüllen, 
hat sich in Baden-Württemberg Ende 2011 die 
Landesregierung mit den Kommunen auf einen 
„Pakt für Familien“ geeinigt. Das Land erhöht 
die Zuweisungen für die Betriebsausgaben 
der Kleinkindbetreuung 2012 von 129 Mill. 
Euro um 315 Mill. Euro auf 444 Mill. Euro und 
2013 von 152 Mill. Euro um 325 Mill. Euro auf 
477 Mill. Euro. 
Die angestrebten Veränderungen stehen je-
doch noch in einem deutlichen Gegensatz zur 
sozialstrukturellen Wirklichkeit der Familien 
mit Kleinkindern in Baden-Württemberg, die 
im Folgenden an ausgewählten Indikatoren 
beschrieben wird. 
Rückgang der Familien mit Kleinkindern
In Baden-Württemberg leben heute rund 
217 000 Paare und 24 500 Alleinerziehende 
mit mindestens einem Kind unter 3 Jahren. 
Die Gesamtzahl der Kleinkinder dürfte in den 
kommenden 20 Jahren von rund 274 500 zum 
Jahresende 2010 auf 247 300 im Jahre 2030, 
also um etwa 27 000 Kinder, abnehmen. Das 
entspräche einem Rückgang um 10 % (Tabelle 
1 und 2). Gleichzeitig dürfte auch die Zahl der 
Familien mit Kleinkindern kontinuierlich zu-
rückgehen. 
Traditionelle Erwerbsbeteiligung 
Acht von zehn Vätern mit Kindern unter 3 Jah-
ren sind erwerbstätig, und dies unabhängig 
davon, ob die Kinder im 1., 2. oder 3. Lebens-
jahr sind. Die erwerbstätigen Väter sind in 
neun von zehn Fällen Vollzeit erwerbstätig. Im 
Gegensatz dazu steht die Erwerbsbeteiligung 
der Mütter. Sie sind nicht nur deutlich seltener 
erwerbstätig, sondern sie üben, wenn sie 
einem Beruf nachgehen, diesen in der Regel 
weniger als 24 Stunden in der Woche aus. 
Zum Beispiel sind 14 % der Mütter mit Kin-
dern im 2. Lebens jahr maximal 14 Stunden er-
werbstätig, weitere 11 % zwischen 15 und 24 
Stunden, 8 % sind Vollzeit erwerbstätig mit 35 
und mehr Wochen stunden. Insgesamt gehen 
36 % der Mütter mit Kindern in diesem Alter 
einer Erwerbstätig keit nach (Tabelle 3). Deut-
lich seltener ist die Erwerbsbeteiligung der 
Mütter mit Kindern im 1. Lebensjahr (11 %), 
etwas häufi ger schon bei Müttern mit Kindern 
im 3. Lebensjahr (45 %).
In den letzten Jahrzehnten ist die Erwerbsori-
entierung von Müttern gestiegen, gleichzeitig 
„hat sich die Dauer der Erwerbsunterbrechung 
nach der Geburt eines Kindes verlängert. Grund 
hierfür sind auch familienpolitische Veränderun-
gen, vor allem die schrittweise Verlängerung 
der gesetzlich garantierten Erziehungszeit".7 
Zudem sind vor allem erwerbstätige Mütter mit 
Kleinkindern seltener Vollzeit erwerbstätig.8
Die Erwerbsbeteiligung der Mütter mit Klein-
kindern ist im Südwesten heute geringer als vor 
5 Jahren (Schaubild 1). Diese Entwicklung ist 
fast ausschließlich durch den Rückgang der 
Erwerbsbeteiligung der Mütter mit Kindern im 
1. Lebens jahr verursacht, und sie dürfte auf die 
Einführung des Elterngeldes zurückzuführen 
sein.
Einkommenssituation im 1. Lebensjahr des 
Kindes günstiger
Die Mehrheit der zusammenlebenden Eltern 
mit Kindern unter 3 Jahren dürfte in wirtschaft-
lich gesicherten Verhältnissen leben. Die Hälfte 
T2 Kinder unter 3 Jahren in Baden-Württemberg 2010 bis 2030
Jahr1)
Alter der Kinder von … bis unter … Jahren
unter 1 1 – 2 2 – 3 0 – 3
2010 90 868 90 592 93 067 274 527
2015 88 995 89 655 90 128 268 778
2020 87 859 88 657 89 168 265 684
2025 85 132 86 240 87 070 258 442
2030 81 258 82 516 83 533 247 307
1) 2010 Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung zum Jahresende, ansonsten Ergebnisse 
der Bevölkerungsvorausrechnung auf Basis 2008 – Hauptvariante.
T3 Erwerbstätigenquoten von Müttern mit Kleinkindern in Baden-Württemberg 2010
Alter des jüngsten Kindes 
von … bis unter … Jahren
Normalerweise geleistete Wochenarbeitsstunden
1 bis 14 
Stunden
15 bis 24 
Stunden
25 bis 34 
Stunden








unter 1 / / / (7) / (11)
1 – 2 14 (11) / 28 (8) 36
2 – 3 18 (14) / 37 (8) 45
Anmerkungen: Erwerbstätigenquote ist der Anteil der aktiv Erwerbstätigen (ohne Personen 
in Erziehungsurlaub, (Sonder-) Urlaub o.ä.) an der Bevölkerung. Frauen im erwerbsfähigen 
Alter (15 bis unter 65 Jahren) mit in der Familie lebendem jüngsten Kind unter 18 Jahren.
Ergebnisse des Mikrozensus – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
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der Paare mit Kindern verfügt über mindestens 
2 700 bzw. 2 800 Euro netto im Monat (Median). 
Nur eine Minderheit von 10 bis 12 % hat weni-
ger als 1 700 Euro zur Verfügung (Tabelle 4). 
Ganz anders ist die fi nanzielle Situ ation der 
alleinerziehenden Eltern mit Klein kindern. Min-
destens zwei Drittel der Alleinerziehenden 
leben mit ihren Kindern in wirtschaft lich eher 
prekären Verhältnissen.  
Drei politische fi nanzielle Maßnahmen sind zu 
nennen, mit denen Armut bei Familien mit 
Kleinkindern bekämpft werden soll: Der Kinder-
zuschlag, die Grundsicherung durch das Arbeits-
losengeld II (Hartz IV) und in Baden-Württem-
berg das Landeserziehungsgeld.
  Familien erhalten den Kinderzuschlag, wenn 
sie über mindestens 900 Euro (Elternpaare) 
bzw. 600 Euro (Alleinerziehende) verfügen.9 
Die Grenze für das Höchsteinkommen setzt 
sich zusammen aus dem elterlichen Bedarf 
im Sinne der Regelungen zum Arbeitslosen-
geld II und dem prozentualen Anteil an den 
gemessenen Wohnkosten sowie dem Ge-
samtkinderzuschlag. Der Kinderzuschlag pro 
Kind beträgt maximal 140 Euro monatlich. 
Auf diese Weise kann bei einem Paar mit 
zwei Kindern eine Höchsteinkommensgrenze 
zwischen 1 400 Euro und 1 500 Euro liegen. 
Durch den Kinderzuschlag in Verbindung 
mit einem Wohngeld soll die Hilfebedürftig-
keit der Familie im Sinne der Vorschriften 
über das Arbeitslosengeld II vermieden 
werden.
  Die Familie erhält keinen Kinderzuschlag 
und bezieht stattdessen Arbeitslosengeld II, 
wenn bei einer Zahlung eines Kinderzu-
schlages und Wohngeldes das Gesamtein-
kommen der Familie unter dem Bedarf der 
Familie im Sinne der Regelungen zum Ar-
beitslosengeld II liegt.
  Das Landeserziehungsgeld in Baden-Würt-
tem berg beträgt zur Zeit 205 Euro monat-
lich bzw. 240 Euro ab dem 3. Kind und wird 
im 2. Lebensjahr des Kindes für die Dauer 
von 10 Monaten bis zum 24. Lebensmonat 
gewährt. Voraussetzung für den Bezug ist 
das Unterschreiten einer Einkommensgren-
ze von 1 480 Euro für Paare und 1 225 Euro 
für Alleinerziehende. Eine Teilzeittätigkeit 
bis zu 21 Stunden pro Woche und die Inan-
spruchnahme öffentlicher Kinderbetreuung 
ist möglich. Die Landesregierung plant, das 
Landeserziehungsgeld zu ändern. Danach 
soll es vor dem 13. Lebensmonat des Kin-
des gewährt werden, und zwar für Familien, 
die Arbeitslosengeld II oder Kinderzuschlag 
erhalten. Der Förderbetrag pro Kind soll 
künftig einheitlich bei monatlich 190 Euro 
liegen und für 12 Monate ausgezahlt wer-
den.10
Etwa für jedes 10. Kind unter 3 Jahren im Süd-
westen wird Arbeitslosengeld II oder ein Kin-
derzuschlag gezahlt (Tabelle 5). Im Jahr 2010 
wurden rund 18 700 Anträge auf Landeserzie-
hungsgeld bewilligt. Rund 19 % der Paarfami-
lien und 42 % der Alleinerziehenden mit Kin-
dern im 2. Lebensjahr erhielten Landeserzie-
hungsgeld.
Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Ein-
kommenssituation der Familien mit Kindern 
im 1. Lebensjahr vergleichsweise günstig ist. 
Das mittlere Familiennettoeinkommen (Medi-
an) ist höher als das von Familien mit Kindern 
T4 Monatliche Familiennettoeinkommen von Familien mit Kleinkindern in Baden-Württemberg 2010
Familien mit mindestens einem Kind 
im Alter von ...  bis unter … Jahren
Paare Alleinerziehende
Monatliches Familiennettoeinkommen
unter 1 700 EUR  Median unter 1 500 EUR1)
Anzahl in 
1 000 % EUR
Anzahl in 
1 000 %
unter 1 (7,6) (11) 2 819 (6,9) (78)
1 – 2 (8,7) (12) 2 732 (6,5) (85)
2 – 3 (6,9) (10) 2 891 (5,2) (77)
1) Angaben zum Median sind aufgrund kleiner Fallzahlen statistisch nicht zuverlässig.
Ergebnisse des Mikrozensus – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
Erwerbstätigenquoten von Müttern mit Kleinkindern
in Baden-Württemberg 2005 und 2010S1
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 26 12
Anmerkungen: Erwerbstätigenquote ist der Anteil der aktiv Erwerbstätigen (ohne Personen in 
Elternzeit, (Sonder-) Urlaub o.ä.) an der Bevölkerung. Frauen im erwerbsfähigen Alter (15 bis unter 
65 Jahren) mit in der Familie lebendem jüngsten Kind unter 18 Jahren; Ergebnisse des Mikrozensus 
– Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
in %
unter 1 1 – 2 2 – 3 unter 3
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im 2. Lebensjahr. Außerdem erhalten sie sel-
tener Kinderzuschlag oder Arbeitslosengeld II 
als Familien mit Kindern im 2. und 3. Lebens-
jahr. Offensichtlich trägt das Elterngeld zur 
wirtschaftlichen Stabilität der Familien im 
1. Lebensjahr des Kindes bei.
Zeitenwende in der Kinderbetreuung
Die Zeitenwende für Familien mit Kleinkindern 
ist am deutlichsten zu beobachten an der Klein-
kindbetreuung in Baden-Württemberg. Anfang 
2011 wurden 57 500 Kinder unter 3 Jahren in 
Tageseinrichtungen und öffentlich geförderter 
Kindertagespfl ege betreut (Schaubild 2). Die 
Betreuungsquote betrug 21 %. Damit besuchte 
mindestens jedes fünfte Kind unter 3 Jahren 
eine Tageseinrichtung bzw. -pfl ege. Mittlerweile 
dürften deutlich mehr als 60 000 Kinder eine 
Kindertageseinrichtung bzw. -pfl ege aufsuchen 
und die Betreuungsquoten wesentlich höher 
liegen. Denn einerseits ist die Nachfrage seitens 
der Eltern weiterhin sehr groß, andererseits 
bauen die Kommunen die Kleinkindbetreuung 
mit Unterstützung des Landes aus.11 So will 
Heidelberg, das derzeit mit einer Betreuungs-
quote von 40 % Spitzenreiter im Land ist, bis 
2013 jedem zweiten Kind unter 3 Jahren einen 
Platz anbieten. Auch wenn Baden-Würt tem berg 
im Vergleich zu anderen Ländern in Deutsch-
land noch einen erheblichen Nachholbedarf 
hat,12 so zeigt die Entwicklung der letzten Jahre, 
welchen enormen Wandel der Südwesten be-
reits vollzogen hat. 
  Der erste Familienbericht der FamilienFor-
schung Baden-Württemberg (FaFo) von 1998 
notierte für 1994 erst 4 318 verfügbare 
Krippen plätze.13 Das entsprach einer Betreu-
ungsquote von durchschnittlich 1,2 %. Die 
Betreu ungsquote der Stadt- und Landkreise 
bewegte sich zwischen 0 und 7,6 %. In zwölf 
Kreisen des Landes standen keine Krippen-
plätze zur Ver fügung, die Landeshauptstadt 
Stuttgart und die Universitätsstadt Heidel-
berg markier ten mit 7,6 % bzw. 7,5 % die 
Spitze. Gleichzeitig merkte der Bericht an: 
„Die wenigen verfüg baren Plätze für Kinder 
im Krippen alter werden nach wie vor vor-
rangig nach sozialen und familiären Notfall-
kriterien vergeben, dabei sind bereits heute 
drei von zehn Frauen mit Kindern unter 3 
Jahren erwerbstätig und damit zumindest 
potenziell auf außer fami liale Betreuungs-
angebote angewiesen. (…) Der Umstand, 
dass von den weni gen Krippenplätzen im 
Land wiederum nur ein geringer Teil Ganz-
tagsplätze mit Mittagessen ist, muss (…) 
bedenklich stimmen“.  
  Das Land bezuschusst die institutionelle Be-
treuung für Kleinkinder erstmals ab 2003.
Der zweite Familienbericht der FaFo von 2004 
notierte 7 231 verfügbare Plätze für Krippen-
kinder im Südwesten 2002. Die Betreuungs-
quote lag unter 2,5 %.14
T5 Kinderzuschlag oder SGB II-Bezug für Kinder unter 3 Jahren in Baden-Württemberg 2011
Kinder im Alter von … 







unter 1 543 7 512 8 055 8,9
1 – 2 1 133 9 524 10 657 11,8
2 – 3 1 316 9 428 10 744 11,5
unter 3 2 992 26 464 29 456 10,7
1) Bezogen auf die Kinder des jeweiligen Alters in der Bevölkerung am 31. Dezember 2010.
Bei den Kinderzuschlagszahlen handelt es sich immer um eine Stichtagszahl zum Ende des 
jeweiligen Zahlmonats (November 2011). Angaben zur Anzahl der KiZ-Kinder liegen nur in 
denjenigen Fällen vor, in denen Kinderzuschlag laufend gezahlt wird. Daneben gibt es Fälle, 
in denen Kinderzuschlag nur nachträglich für einen bestimmten Zeitraum gezahlt wird. Es ist 
deshalb von einer höheren Zahl der anspruchsberechtigten Kinder auszugehen. Hierzu sind 
jedoch keine detaillierten Angaben vorhanden. Die Angaben zur Grundsicherung nach SGBII 
für nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige unter 3 Jahren sind vom Juli 2011.
Datenquelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.
Kinderbetreuung
in Baden-Württemberg 2011S2
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 27 12
unter 1 1 – 2 2 – 3
Kinder im Alter von ... bis unter ... Jahren
Anzahl der Kinder in Tageseinrichtungen
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  4 Jahre später berichtete der Familienreport 
der FaFo, dass 2007 in Baden-Württemberg 
33 027 unter 3-Jährige eine Tageseinrichtung 
oder Tagespfl ege besuchten. Die Betreuungs-
quote betrug seinerzeit 11,6 %.15
Die Paradoxie der Familienpolitik
Eine demokratische Gesellschaft baut auf die 
Erziehungs- und Sozialisationsleistungen der 
Familie. Familie gehört zu den vielfältigen Vo-
raussetzungen, auf die andere Bereiche der 
Gesellschaft, wie etwa Politik, Wirtschaft, Bil-
dungs- und Gesundheitssystem, angewiesen 
sind, ohne sie selbst garantieren zu können 
und wenn doch, dann nur unter erheblichen 
Aufwendungen an Zeit und Kosten. Den Fami-
lien stehen jedoch Strukturprobleme gegen-
über, die die einzelne Familie allein nicht lösen 
kann. Die Strukturprobleme sind gesellschaft-
lich bedingt und müssen daher politisch the-
matisiert und bearbeitet werden. Familienpoli-
tisch besteht nun weitgehend Konsens, dass 
eine moderne Gesellschaft Balancen zwischen 
privater Fürsorge und Erwerbsarbeit in der 
täglichen Zeit und im Lebensverlauf verlangt, 
welche der Individualisierung mit ihrer ver-
stärkten Orientierung an persönlichen Interes-
sen und der Gleichstellung von Frauen und 
Männern Rechnung tragen.16 Die Förderung der 
Kleinkindbetreuung außerhalb der Familie ist 
eine familienpolitische Maßnahme, mit der 
junge Eltern im Alltag Zeitknappheiten und 
-konfl ikte entschärfen und im Lebensverlauf 
das Risiko von Arbeitslosigkeit und (Alters-)
Armut mindern können. 
Nach Auffassung der Expertenkommission zum 
achten Familienbericht gestaltet eine nachhal-
tige Familienpolitik die gesellschaftlichen Struk-
turen so um, dass Familie nicht zum Hindernis 
für die Teilhabe der Eltern und Kinder am ge-
sellschaftlichen Leben wird.17 Das Ziel familien-
politischer Maßnahmen wäre dann nicht länger 
die Familie, sondern das Individuum – unge-
achtet seines Geschlechtes. Familienpolitik wäre 
dann eine Familienmitgliederpolitik, also eine 
Politik für Kinder, Mütter und Väter. Mit ande-
ren Worten: Eine Familienpolitik erleichtert die 
Entscheidung für Familie, wenn sie ermöglicht, 
dass der Einzelne weitgehend selbst bestimmen 
kann, wie er Partnerschaft und Familie mit an-
deren gesellschaftlichen Anforderungen unter 
einen Hut bringt. Es mag paradox sein, doch je 
unabhängiger Frauen und Männer in ihren Le-
bensentwürfen von der Institution Familie sind, 
also je geringer die Anforderungen der Familie 
etwa eine gewünschte Bildungs- und Arbeits-
marktbeteiligung einschränken, desto eher 
sind sie bereit, eine Familie zu gründen und 
sich damit langfristig an Familie zu binden. 
kurz notiert ...
Jugend im demografischen Wandel 
– Herausforderungen, Chancen, Perspektiven
am Mittwoch, den 2. Mai 2012 von 14 Uhr – 
17:30 Uhr in der Internationalen Jugendher-
berge, Haußmannstr. 27, 70188 Stuttgart.
Diese Tagung bildet den Abschluss des Projekts 
„Jugend-Workshop Demografi e“, das die Fa-
milienForschung im Statistischen Landesamt 
Baden-Württemberg mit Förderung der Robert 
Bosch Stiftung durchführt. 
Im Rahmen des Projekts haben wir Workshops 
zu den Auswirkungen des demografi schen Wan-
dels mit unterschiedlichen Gruppen Jugend-
licher veranstaltet. Die Ergebnisse des Projekts 
und die Dokumentation, die unter anderem 
praktische Übungen und Arbeits materialien 
enthält, werden auf der Tagung vorgestellt. 
Für die Podiumsdiskussion konnten wir Exper-
tinnen und Experten aus der Jugendarbeit, dem 
Bildungsbereich, der Arbeitsvermittlung, der 
kommunalen Jugendpolitik und dem Sport 
gewinnen. Sie werden aus ihren verschiedenen 
Perspektiven die Auswirkungen der demogra-
fi schen Entwicklungen auf die Jugend beleuch-
ten und zukünftige Herausforderungen und 
Chancen diskutieren.
Die Tagung richtet sich an Vertreterinnen und 
Vertreter aus den Bereichen Politik, Bildung, 
Jugendarbeit, Arbeitsmarkt, Zivilgesellschaft 
und an alle Interessierten. Die Teilnahme an 
der Tagung ist kostenfrei. 
Programm und Informationen zum Jugend-
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